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Meiterer Beitrag zur Frage, ob die Verordnung 
einen Bechtstitel für eine verwaltungsrechtliche Klage 
bilden könne. 

(Schluß.) 


Endlich erſcheiut die von ung vertretene Lehre überhaupt als ein 
Gebot der Rechteſicherheit im Staate. Denn der eigentliche Zweck und 
die Bedeutung der Exlaſſung von Verordnungen liegt darin, daß auch 
innerhalb der oft weik gezogenen Schranken der Geſege wicht nach det 
jeweiligen Willkür der verwaltenden Organe, ſoudern nach beſtimumten 
Normen vorgegangen werde und daß jeder einzelue Staatsangehörige 
wiſſe, nach welchen Normen im Staate verwaltet werde, um ſich hier— 
nach in ſeinen Haudlungen richten zu konnen. 

Im audern Falle hätten die Verorduuugen nur mehr die Baden: 
tung von Inſtructivuen und Ordomnanzen für Unterbehörden, welche 
unmittelbar uur dieſe binden, nicht aber die einzelnen Staatdangehö 
rigen. Und wenn die Unterkhauen iu Folge des Beſtaudes dieſer V 
ordnungen in einzelnen Fallen verpflichtet werden, fo erſcheint nicht 
der Beſtand der Verordnung, ſondern die allgemeine Verpflichtung der 
Staatsangehörige zum Geborſam gegen die Behorden als der Grund 
ihrer Verpflichtung. Hier ware dann allerdings elne bloße Beſchwerde 
am Plahe. Es wäre aber auch geboten, Verordnungen; die nur die 
Bedeutung von Inſtruckſonen haben ſolleu, auf leine Wehe zun Kenut⸗ 
uiß der Staatsbürger gelangen zu laſſen, damit diefe fe nicht ihren 
Handlungen zu Grunde legen, um nicht die Erfabrung zu machen, 
daß, wenn vielleicht auch die Unkerbehbrden, ſo doch Mt vielen Fällen 
ſchon die Oberbehörden im Juſtanzenzuge nicht nach denſelhen vor⸗ 
gehen werden. 

Wir haben den Ausdruck „vielleicht“ gebraucht, weil, wie wir 
ſogleich ſehen werdeu, unch dem Verfaſſer anch die Unterbehörde nicht 
immer verpflichtet iſt, die von der Oberbehörde erlaſſenen Verorduun⸗ 
gen anzuwenden. 

Da nämlich auch der Berfaffer in einem Falle zugeſtehen muß, 
daß das Organ der Regierung, gegen welches eine Verleßung der 
Verordunug behauptet wird, au dieſelbe gebunden ſei, in dem Falle 


nämlich, wo et ſich um die Anwendung einer Verordunng durch eiue 


der verordnenden Regierung oder deren verordueudem Organe umter⸗ 
geordnete Behörde handelt, ſe ſucht der Verfaſſer, weil in dleſem Falle 
der Ginnd des Nichtgebundenſeius die Eiguung ber Verordnung zum 
Rechtstitel für eine verwaltungsrechtliche Klage nicht ausfchlicht, die] 
Ungeeignethelt zunächſt dadurch zu beweiſen, daß die verordneude Regie 
rung oder das verordnende Organ an die Verordnung nicht gebnſtden, 
it, was für uns lediglich die Bedeutung einer potitio prineipii hat 
Aber ſchon der Unftand, daß dieſer Schluß gezogen werden muß, iſt 
geeignet, gegen die Richtigkeit ber Puämiſſe einzunehmen und eine 
Curfoſttät iſt es, daß bienach ganz allgemein auch die Unterbehorde 
im Grunde genommen an die Verordnung der Regierung ebenſowenig 
als dieſe gebunden ist. 

Unter der Vorausſetzung, daß die Regierung an die von ihr er. 
laſſenen Verorduungen nicht gebunden iſt, ſpricht ſich der Verſaſſer 
überhaupt dagegen aus, daß das Verwaltungsgericht über einen Streit 
50 entſcheiden habe, der zwiſchen dem Ege u 


nen und der Verwaltungs 
horde wegen angebliche Verletzungen von Verordnungen oder wegen 
Anwendung einer Verordnung beſteht. Deun da die Verordnung die 
Regierung nicht binde, fo kant auch vou einer Verletzung derfelben 
nicht die Rede fein, ſoudern ed handle ſich darum, ob die Verordnung 
ju ihrer vou dem Einzelnen augeſprochenen Anwendung dem Staates 
intereſſe zuſgge oder wicht. In ſolchen Fällen wäre micht die Verord⸗ 
nung der Rechtstftel zur verwaltunge rechtlichen Klage, ſondern der 
bloße Anlaß bien, Der Rechtztitel iſt in dieſem Falle für den Einzel⸗ 
nen, daß die von ihm angeſprochene Ampeudung einer Verordnung 


dem Sſcagtsintereſſe zuſage, ſomit die allgemeine Verpflichtung der 


Regierung, gut zu verwalten. Auch dieſe, und hiemit geht Schmitt 
noch einen Schritt weiter, ſoll keinen Rechtötitel für eine verwaltungs⸗ 
rechtliche Klage abgeben. 

Judem Wir dies, unter Mmahme det zu dem Behufe geführten 
6, daß eiu ſolcher Rechtstitel mit der Rechtspflege unvereinbar 
vollſtäudig richtig halten, geſſaltet ſich die Sache uach des 
Verfaſſers Ansführung nunmehr folgendermaßen: die Regierung tt 
nicht deu Einzelnen, wohl aber dem Staate zur guten Verwaltung 
rechtlich in der Weife verpflichtet, daß dieſe Verpflichtung im Wege 
der Nechtänflege geltend gemacht werden kann. 
Hiegegen haben wir einzuwenden: Wir finden zunächſt einen 
Widerſpruch darin, daß die von dem Verfaſſer angeführten mid durch⸗ 
and richtigen Gründe, welche die allgemeine Verpflichtung, gut zu 
verwalten, ungeeiguet machen, von Seite der Einzelnen vor dem Ver⸗ 
waltungsgerichte geltend gemacht zu werden, nicht auch Anwendung 
haben ſollen auf die Gelkeudmachung dieſer allgemeinen Verpflichtung 
von Seite des Staatetz gegen die Regierung vor dem Skaatsgerichts⸗ 
hofe. Die von dem Verfaſſer in fo glücklicher Weiſe in dem erſteren 
Falle dagegen geltend gemachten Gründe beſelkigen auch die ſogenannte 
politiſche Berantworklichkeit der Regierung vor dem Skagtsgerichtshofe 
Aber abgeſehen davon, können wir durchaus nicht abfehen, weßhalk 
die Regierung wohl dem Staate, richtiger gejagt der gefetzgebenden 
Gewalt, nicht aber den Einzeluen für die gute Verwaltung veranl⸗ 
wortlich fein fol? Da fie dieß vielmehr im Rechtäſtaake ein mu 
und zwar im Wege der Rechtöpflege ſein muß, und dies, wie der Ver⸗ 


faſſer nachweist, nicht in der Form einer allgemeinen Verpflichtung ſein 
kann, fo find eben (neben den Geſetzen) die Verordnungen und deren Anz 
wendung die einzig möglichen und nothwendigen Formen, in welchen fıe 
dies iſt. Dann aber muſſen Verordnungen für die Regierung bindend 
fein. Und fo gibt ung die von dem Verfaſſer gezogene Confegneuz feines 
aufgeſtellten Satzes einen neuen Beweis für unfere Anſicht in die Hand. 

Als einen letzten Grund für die Ausſchließung beider Arten von 
Rechtstiteln führt der Verſaſfer uoch den großen Umfang des Ver⸗ 
ordnungsrechteß, während das Verfahren vor dem Gerichte eiu ſehr 
genaues und umſtändliches fern mäffe, und den Umſtand an, daß eine 
gegentheilige Eiurichtung für die Staatsaugehörigen ſelbſt durchaus 
keine Wohlthat wäre, Diefe Gründe ſtud mehr praktiſcher Art und der 
Verfaffer ſelbſt mag deuſelben wohl keine große Bedeutung beilegen. 
Mas das Erſtere anlangt, fo entfteht hieraus nur die Verpflichtung 
jeder normirenden Gewalt, uur dort zu normiren, wo dies unbedingt 
nothwendig tft, und des Staates überhaupt, für eine genaue Kenntuiß 
des geſammten Rechtes auf Seite der Behörden und für die leichte 
Zngänglichleit deöjelbeu für Jedermann Sorge zu tragen“). Daß es 
aber für die Staatsbürger keine Wohlthat fein ſoll, wenn denſelben 
eine gauze Reihe von Rechten zugeſprochen wird, iſt nicht einzuſehen. 

Zum Schluſſe unſerer geſammten Beweisführung noch Folgendes: 

Der Grund, weßhalb die Regierung an das Geſetz, nicht aber 
an die Verordnung gebunden ſein ſoll, findet in der Hervorhebung 
des Momente, daß jenes von einer übergeordneten Gewalt, dieſe von 
der We ſelbſt ausgeht, nur eine factiſche Erklärung. Hierin 
kamt er wohl formell, niemals aber in letzter Linie liegen. Dieſer 
Grund müßte feine Erklarung in dem finden, was der geſetzge⸗ 
benden und was der verordnen den Gewalt im Staate 
zugeſprochen ift. Ebeuſoweulg tft es eine Erklärung, ſondern nur 
eine Gpuſequenz, eine Folge, daß dem einen Rechte, der andern 
bloße Jute veſſon der Staatsbürger eutgegenſtehen ſollen. Denn, wie 
der Berfaffer felbſt andeutet, unterſcheidet 15 das Recht vom Intereſfe 
nur dadurch, daß es vom Staate in der Form des Geſetzes anerkaunt 
iſt. Immer noch bleibt die Frage offen, was iſt denn nun jenes, was 
der Staat als Recht und was er als bloßes Intereſſe anerkennt? Auf 
dieſe Frage gibt uns der Verfaſſer keine bireete, ſondern eine bloß 
indirecte Anwort. Dort nämlich, wo die Verſchiedenheit und Wandel⸗ 
barkeſt der conereten Verhältniſſe die Erlaſſung eines abſolut beſtimm⸗ 
ten Geſetze unmöglich macht, kaun nur ein relativ beſtimmtes erlaſſen 
werden, und die anf die eonereten Verhältniſſe unmittelbar anwend⸗ 
bare Norm muß die Verorduung geben. Alſo auch dieſe Scheidung 
des Gebietes zwiſchen Geſetz und Verordnung, welche der Verfaſſer 


gibt, iſt keine in dem Weſen der Lebens⸗ und Rechtsverhältniſſe, ſon⸗ 


dern eine in einer von der jedesmaligen Beurtheilung abhängigen 
Eigenſchaft derſelben gelegene; und fomit dieſe Grenzlinie zwiſchen 
dem, was des Gefehen und was der Verordnung iſt, eiue bloß rela⸗ 
tive, eine von Fall zu Fall gegebene. Ob ein Vebenkveuhäftni mehr 
oder weniger concret ift, welches das coneretexe iſt, iſt ſchließlich doch 
nnr eme formelle Beſtimmung und auf dieſe Weiſe kommen wir nie zu 
einer in der Weſenhekt gelegenen Grenze zwiſchen dieſen beiden Ge⸗ 
bieten. Ob aber Elwas Recht eines Einzelnen iſt oder nicht, kaun 
unmöglich bloß von einem formalen Kriterion abhängig ſein, und ein 
anderes gibt hienach der Verfaſſer nicht. und noch mehr; aus den 
relativ beſtimmten Geſetzen fließt das Recht, und aus der auf Grund 
derſeſben erlaſſenen Verorduung toll kein Recht fließen? Eher könnte 
mau uns das Gegentheil glanbwürdig machen: das relativ beſtimmte, 
das allgemeine Geſetz, welches gewiſſermaßen nur Schrauken und eine 
gewiſſe Richtung für die weitere Normgobung feſtſetzt, iſt ſeiner Natur, 
und zwar ſeiner formalen Natur nach — denn wie geſagt, auch der 
Gegner ſteht auf keinem auderen Standpunkte — viel weniger geeig⸗ 
net, die Quelle von fuhjectiven Rechten, um welche allein es ſich hier 
handelt, zu ſeut, als die concrete Verordnung Denn jedes Recht eines 
Einzeluen, jedes jubjective Recht iſt etwas durch und durch concretes. 
Wir ſollen aber das Gegeutheil aus einer Reihe lediglich formeller 
uud äußerltcher Gründe glauben? Es iſt eben kein materieller in dem 
Gezenſtand des Geſetzes ſelbſt liegender Grund damit au die Hand gegeben, 
war nur aus dieſem Rechte fließen ſollen. Menu einmal die geſeg⸗ 
gebende Gewalt, weil ſich zu einer gewiſſen Zeit oder in einem be⸗ 


*) Ueberbies behaupten auch wir nicht, daß je de Verordn. ignet fei 
aus e fir eme im Wege bes Venmaltungägerichted nee e 
zu bilden. 
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ſtimmten Lande gewiffe Lobensverhältniffe beſonders hervordrängen, in 
benfelbeu tiefer zur concreten Regelung herabgeht, während derſelbe 
Gegenſtand zu einer andern Zeit oder in einem andern Lande der 
Regelung durch die Verordnung überlaſſen bleibt, ſolt ſodann demſel⸗ 
ben Gegenſtande dort ein Recht, hier aber kriues gegenüberſtehen ? 

Judent wir nunmehr uuſere Beweisführung zuſammenſaffen, kom⸗ 
men wir zu dem Ergebnſſſe, daß allerdings die Verwaltung oder 
Regierung au die von ihr erlaſſenen Normen gebunden fei, und daß 
daher auch Verordunngen Rechtstitel für eine verwaltungsrechtliche 
Klage abgeben kouneu. . 

Eine andere Frage iſt die, an welche Normen das Bermaltiitge: 
gericht bei der Eutſcheidung der vor es gebrachten Angelegenheiten ge⸗ 
bunden iſt. Hier bedarf es vor Allem keiner weiten Erörterung, daß 
dies zunächſt die Geſetze id. Was aber die Verordnungen anlaugt, 
ſo bindet die Verwaltung oder Regierung alle von bevfelben erlaſſenen 
Verordnungen; die Eiuzeluen dagegen find an alle Verordunngen mit 
Ausnahme jener gebunden, zu deren Erlaſſung die Regierung entweder 
kein Recht hatte oder welche mit den Geſetzen im Widerſpruche ſtehen. 
Den erſten Satz haben wir ſoeben nachgewieſen; der zweite Sah folgt 
daraus, daß den Staatsangehörige gegenüber die auggenommenen 
Verordnungen in beiden Fällen unglltig ſind. Der erſtere Fall wird 
dort eintreten, wo eine Competenzüberſchreitung ſtattfindet, ſei es ein 
Uebergreifen in deu autonomen Wirkungskreis, oder ein Uebergrelfen 
einer Behörde innerhalb des ſtaatlichen Organismus der Behörden, 
iuſofern derſelbe auf Geſetzen beruht, oder aber ſei es, daß eine An⸗ 
gelegenheit durch eine Verorduung geregelt wird, die nur durch das 
Geſetz geregelt werden kanu, weil entweder das Geſetz die Normirung 
ausdrücklich vorbehält, oder die Bedingungen nicht vorhanden ſind, 
unter welchen durch die Verorduung die buch das Geſetz gelaſſeue 
Lücke ausgefüllt werden darf. Da aber jeder Richter nur nach den 
Norinen entſcheiden darf und nach den Normen entſcheiden muß, an 
welche die Parteien gebunden find, jo wird das Verwaltungsgericht 
bezüglich der Regierung an alle von derſelben erlaſſenen Verordnungen 
gebunden ſein, bezüglich der einzeluen Staatsaugehörigen uur au dies 
jenigen, zu deren fſung die Regierung berechtigt war und welche 
nicht mit dem Geſetze im Widerſpruche ſtehen. Deingemäß ſind für die 
einzelnen Staatsangehörigen gezen die Regierung alle von dekſelben 
erlaſſenen Verordnungen Rechtstitel, für die Regierung dagegen gegen 
die Parteien nur die eben bezeichnkten Verordnungen, ohne daß; wie 
bereits oben bemerkt wurde, hiemit ausgeſprochen werden ſoll, daß alle 
dieſe Rechtstttel vor dem Verwaltungsgerichte geltend gemacht werden 
konnen. 

Es erübrigt uus noch, nachdem btsher ausſchlreßlich vom ſtaat⸗ 
lichen Rechte die Rede war, gegen die Nebeneinanderftellung des 
Staatsgeſetzes und des Beſchluſſes eines Selbſtwerwaltungskörpers als 
Rechtstitel vor einem Staats⸗Verwaltungsgerichte, Einiges zu bemerken. 
Wir ſind der Anſicht, daß, wenn die Autonomie uicht bloß als Selbſt⸗ 
verwaltung, ſondern, wie es durch moderne Staatsein richtungen aus⸗ 
gedrückt worden iſt, als Selbſtgeſetzgebung, Selbstverwaltung und 
Selbſtgerichtsbarkeit zugleich anfgeſaßt wird“) auch kein Grund vor⸗ 
handen iſt, weßhalb die Autonomie nicht auch ihre Verwaltungsgertchts⸗ 
barkeit haben joll, in welcher, in ee Weiſe, wie vor dem Staats⸗ 
verwaltungsgerichte nach den in der autonomen Körperſchaft gel⸗ 
tenden Vorſchriften entſchieden wird. Die autonomen Geſellſchaften 
ſtehen ja nach ſolcher Auffaſſung mit ihrem Rechtsorgauismuß in und 
neben dem Staate, nicht aber erſcheint der Beſchluß der Selbſtper⸗ 
waltungskörper als ein folder, welcher als ein dritler Rechtstitel neben 
Staatsgeſetz und Staatsverordnung für die Staatsverwallungsgerichts⸗ 
barkeit ur Frage kommen könnte. Die Staatsverwaltungsgerichtsbarkeit 
köunte da uur aus dem Titel des Staatsoberaufſichtsrechtes en die 
Lage kommen, Normen autonomer Körperſchaften zu benrtheilen, und 
and) hier müßte der Grundſatz gelten, daß, außer dem Falle einer 
Colliſton mit dem ſtaatlichen Rechte, für die Staatsverwaltungs⸗ 
gerichtäbarkeit alle jene autonomen Normen bindend find, welche es 
auch für die ſtreitenden Pareien find. K 

Obwohl die von uns gegen die Anſicht des Verfaſſers geltend 
gemachten Gründe von der materiellen Feftfezung des Gegenſtandes 
der Verwaltungsrechtspflege unabhängig find, jo möge doch auch unfere 


) Wir wollen hier une bemeꝛken, daß uns dieſe thokſächliche Auffaſſung bes 
Autonomſe-Gedankeng feitend eined Theiled der modernen 09 0 en 
Weſen des nwbernen Rechtsſtaatq zu widerſprechen ſcheint. Bem. d. Red. 
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Begriffsbeſtimmung hier Plat finden, nach welcher wir für den: Ge⸗ 
genſtand der Verwaltungsrechispflege beſſer der Verwaftungsgertchts⸗ 
barkeit halten: 

„Alle Streitigkeiten zwiſchen einem einzelnen Stantsangehörigen 
und der Berwaltung unmittelbar, ohne Rückſicht darauf, ob mittelbar 
der Strert auch mit einem Dritten geführt wird, über aus öffentlich rechtlichen 
Titeln fließende ſubjecttwe Rechte des einzelnen Staatsangehörigen, in⸗ 
ſofern dieſe ſubſectiven Rechte das Kriterion der vollen Dispoſitions⸗ 
fähigkeit innerhalb ihres Inbaltez und Umfanges an ſich tragen, und 
daber namentlich bie Befugniß dez Verzichtes auf dieſelben umfaſſen, und 
inſoferne, als der Inhalt derſelben weiter geht als der, welcher mit der 
bloßen Exiſtenz eines Rechtsſaßes gegeben iſt.“ Dr. R K. 


Mlittheilungen aus der Praxis. 


Die Einhebung von Abſchlagszahlungen auf eine von der Ge. 
meinde Heſchlofſene aber exit der Genehmigung durch Landesgeſetz 
unterliegende höhere Gemeindeumlage iſt unzuläſſig. 


Der Gemeindegusſchuß der Stadt R. hat in einer Sitzung. im 
November 1869 bet. Feſtſtellung des Prällminares pro 1870 für die⸗ 
ſes Jahr die Gnhebung einer Gemeindeumlage von 45 pCt. auf die 
directen Steuern beſchloſſen. Das Einſchreiten um die Genehmigung 
dieſer Umlage wurde erſt Anfangs Februar 1870, und zwar, da die 
Bezirksvertretung in R. aufgelöst war, dem Bezirkshauptmaune über⸗ 
geben und von diefem Mitte März 1870 an den Landesausſchuß ges 
leitet. Ende Jänner 1870 beſchwerte ſich Franz Z. bei der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft unter Berufung auf den § 102 der Gemeindeordnung 
darüber, daß der Gemeinderath dieſe Umlage, ohne die gemäß § 87 
der Gemeindeordnung erforderliche Genehmigung derfelben mittelſt 
einetz Landesgeſetzes erwirkt zu haben, bereits einhebe, und bat um 
Einſtellung der weiteren Einhebung dieſer Nınlage, 

Die Bezirkshauptmannſchaft hat dieſe Beſchwerde zurückgewieſeu, 
weil nach Inhalt der vom Bürgermeiſter in R. gegebenen Aufl. 
weber der Gemeindeausſchuß, noch der Gemeinderath einen 2 
gefaßt oder eine Verfügung getvoffen haben, wodurch den Steuerttä⸗ 
gern auferlegt worden wäre, die nach dem Gemeindeprälimtnare ent⸗ 
fallende 45percentige Gemeindeumlage — vor Genehmigung derſelben 
mittelſt eines Landetzgeſetzes — zu berichtigen, ſondern von Seite bes 
Gemelnderathes lediglich Abſchlagszahlungen auf dieſe Umlage erngeho⸗ 
ben werden, ohne daß die Steuerträger zu diefen Abſchlagszahlungen 
verhalten würden, wornach alſo auch feine Gefepnerlehing vorliege. 

Ueber den Recurs des Frauz Z. entſchied die Statthalter, daß 
die Einhebung von Abſchlagszahlungen auf die fragliche Umlage in 
Anhoffung der nothwendigen Bewilligung durch ein Landes deſſen 
Erwirkung eben erſt angeſucht wurde dem Geſetze nicht eutſpreche, 
und daß daher an die politiſchen Behörden die Aufgabe herantrete, 
einem ſolchen Vorgaug in Handhabung bes ſtaatlichen Auffichtsrechtes 
( 103 Gem. ⸗Ordn.) entgegenzutreten, weßhalb die angefochtene Ent⸗ 
ſcheidung des Bezirkshauptmaunes nicht aufrecht erhalten werden könne. 

Gegen dieſe Statthaltereientſcheihung recurrirke nun der Stadt⸗ 
rath in N. an das Ministerium des Junern, indem er geltend machte, 
daß er lediglich Abſchlagszahlungen auf die vom Gemeiudeausſchuß 
beſchloſſene Umlage einhebe, und daß er, wenn dies nicht ſtatthaft ein. 
ſollte, die Gemeindeverwaltung einſtellen und feine Beamten entlaf⸗ 
ſen müßte. 

Das Mintſterium det Innern pat unterm 30. April 1870. 8. 
6160, dem Recurſe des Stabtrathes von R. keine Folge gegeben, weil 
die angefochtene Statthaltereientſcheidung in den Beſtimmungen des 
$ 87 der Gemeindeordnung beziehungsweiſe des Landesgeſetzes vom 
11. November 1868, Nr. 39 L. G. Bl. begründet erſcheint. und es 
Sache der Gemerndeorgane if, um die — zur Einhebung höherer 
Gemeindezuſchläge — erforderliche Bewilligung rechtzeitig einzuſchreiten. 
Das Miniſterium bemerkte hiebet, daß es dem Stadtrathe in R. un⸗ 
benommen bleibe, auf Grund des nicht angefochtenen Gemeindebeſchluf⸗ 
ſes vom November 1869 die Gemeindezuſchläge pro 1870 vorläufig 
innerhalb jenes Ausmaßes einzuheben, deſſen Genehmigung im Wir⸗ 
kungskrelſe des Gememdeausſchuſſes gelegen iſt. Km. 


Zur Frage der Competen: behufs Eutſcheidung über Die Gültig⸗ 
keit von Ausgedingsſtipulationen (in Böhmen). 


In dem grundbücherlich ausgezeichneten Verkrage vom Juli 1867 
über den Verkauf einer Bauernwirthſchaft in S. hat ſich der Ber⸗ 
käufer Johann F. nebſt einem Ausgeding an Körnern weiter in einem 
Bertragsabſatze den unentgeltlichen lebenslänglichen Nußgemuß eines Wie⸗ 
ſenantheiles, dann eines Ackers pr. 9 Joch ansbedungen, und zwar für fich 


und feine Gatkku. Bezüglich des letzteren Grundſtücken war in den Vertrag 


die Beſtimmung aufgenommen, daß im Falle der Ausgedingler den bezeichne⸗ 
ten Acker wegen Kränklichfeit oder aus einer audern Urſache uicht benüßen 
könnte oder wollte, der Käufer und deſſen Rechtsnachfolger verpflichtet 
fein ſollen, ein Aequivalent von 280 fl. alljährlich zu erlegen. Käufer 
der Wirthſchaft waren der Sohn des Johann F. und beffen ee: 

Laut eines ſpäteren Vertrages wurde Marin F., die Gatlin des 
Johann F., Alleinbeſitzerin der bezeichneten Bauernwirthſchaft. Dieſe 
ſtellte nun an die Bezirkshauptmannſchaft in L. das Anſuchen, dieſelbe 
möchte die vorangeführten Ausgediugsſtipulatiouen als ungeſetzlich er⸗ 
klären und nach vorgängiger Erhebung und Verhandlung beſtimmen, 
welches Ausgeding von der Wirthſchaft an den Verkäufer zu leiſten ſei 

Eine diesbezüglich eingeleitete Vergleichsverhandlung führte zu 
keinem Reſultate, worauf die Bezirkshauptmanuſchaft die obangeführ⸗ 
ten Ausgedingsſtipulationeun im Hinblick auf die Beſtimmungen der 
A. h Entſchließung vom 5. Februar 1833 (Hofdeer, vom 15. Febr. 
1833, 3. 3137) geſetzwidrig erklärte und deren Löſchung im Grund⸗ 
buche des betreffenden Bezirksgerichtes anordnete, jedoch die Beſtim⸗ 
a1 bezuglich des jährlichen Aeguivalentes pr. 280 fl. aufrecht 
erhielt. 

Gegen dieſe Eutſcheidung rocurrirten der Ausgedingler Johann 
F., als auch die Grundbefigerm Maria A, letztere aus dem Grunde, 
weil fie auch die Aunullirung der Stipulation hinſichtlich des Aequl⸗ 
valentes pr. 280 fl. verlangte, 

Die Statthalterei feste ſich zuerſt mit dem Oberlandesgerichte 
bezüglich der Frage der Competenz ins Einvernehmen, woranf letztere 
die Auſtcht ansſprach, daß zur Entſcheidung des Streitetz über die 
Giltigkeit der fraglichen Ausgedingsſfpulationen nicht die politlſche, 
ſondern die Gerichtsbehörde competeut jet 

Die Statthalteret behob ſonach den Erlaß detz Bezirkshanpt⸗ 
mannes von L., weil mittlerweile das Landesgefetz vom 20. December 
1869 (Nr. 152 L. G. B. bohmifches) betreffend die Freiheit des Ver⸗ 
kebrz mit Grund und Boden dorklands in Wirkſamkeit getreten ſei, 
wornach jede Ingerenz der polikiſchen Behörden bel Stipultrung von 
Ausgedingen entfällt und der obwaltende Streit als eine reine Privat 
0 0 im Rechtswege anszutragen iſt. 

Im dagegen eingebrachten Mlinſſterſalreeurſe machte Marin F. 
geltend, daß Geſetze nicht zurückwirken, und daß dieſemnach Hands 
lungen, welche vor dem Tage, an welchem ein Geſetz wirkſam wurde, 
unternomnten worden nicht nach dem neuen, ſoudern nach dem alten 
Gefehe zu benrtheilen find, daß die in Frage ſtehenden Ausgedings⸗ 
ſtipulutionen anno 1867, alſo zu einer Zeit vereinbart wurden, wo 
elbe noch geſetzlich verboten waren und daß zur Annullirung des ges 
ſetzwidrigen, ſowie zur Beftimmung eines eutſprechenden Körneransge⸗ 
dinges dle politiſchen Behörden competent waren; daß das Befep vom 
20. December 1869 die frühere Ungiltigleit der Ausgedingsſtipulatto⸗ 
nen nicht ſanire und daß endlich zum Ausſpruch über die Giltigleit 
eines vor dem Erſcheinen des erwähnten Geſeßez von 1869 verein 
baren Ausgedinges auch dermalen noch die politiſchen Behörden com⸗ 
petent ſeien. 

Das Minifterium des Junern hat mit Entſcheidung vom 3. Sep⸗ 
tember 1870, 3. 10.127, dem Recurſe der Marja F. im Hiublick 
auf die in der angefochtenen Statthalterefentſcheidung angeführten Mo- 
tive keine Folge gegeben. F. 


Verordnungen. 


Erlaß des Miniſters des Innern vom 28. Jänner 1871, Z. 986, an den Statt 
Jaller in Steiermark, bie Bestreitung der deu polltiſchen Behorden aus Anlaß der 
Beztrlsvertrelungswahlen erwachſenden Commiſſinuskoſten Leſreſſend. 

In Beantwortung der von E. . unterm 14. nner 1871, Nr, 849, ge 
ſtellten Anfrage, betreffend die Beſtreifung der den politiſchen Behörden an Anlaß 
der Bezirksvertretungswablen erwachſenden Commiſſtonskoften finde ich IM ... Fol. 
gendes zu eröffnen: 


Da die Sutervention der polltiſchen Bezuelsbehörbe ſowohl bel der Wahl. 
banblung in den einzelnen Gruppen der Bezirsvertretung, als die Prüfung der 
Wabfacten und Conſtitufrung der Bezirksvertretung ($$ 32 und 37 des Landesgeſetzes 
vom 14. Junt 1866) in dem der Staatsverwaltlung zufteheuden Aufſichtsrechte ihre 
Begründung findet, fo folgt heraus, daß dle mit der Uebung dieſes Rechtes verbunde⸗ 
nen Koſten ausnahmslos von der Staatsverwaltung beſtritten werden mußken. 

Es geht ſonach auch um jo weniger an, Commiiffionäfoften, welche im Falle 
des $ 32 bes citirten Geſeßeg anerlaufen find, von der Bezlrkgcaſſe in dem Falle in 
Anſpruch zu nehmeu, wenn die Inlerwention fiber Einladung der Bekheiliglen erfolgte, 
weil fin die Frage ob die pollliſche Bebörde zur Wahlbandlung in den einzelnen 
Gruppen einen Abgeordneten abzuſenden bat, niematd eine ſolche Einladung, sondern 
lediglich Müdfichten enünent öffentlicher Natur maßgebend ſein konnen und dürfen 

Die in Rede ſtehenden Commiſſionskoſten find ſonach ausnahmslos aus den 
den Begirkshanplmannſchaften zur Verfügung ſtehenden Pauſchalgelbern, eventuell aus 
den Reſervefonds des Amtepauſchales zu Deftreiten 


Erlaß des Miniſters des Innern vom 7. November 1870, Z. 14.481, in Betreff 

der Auslegung des Verpflegskoſten-⸗Reciprocttäts⸗Verhültniſſes ınit auswarkigen 

Staaten und sit der Schweiz, insbeſondere in Bezug guf die Verpflegung von 
Geiſtrokrauken. 


Das F. u. k. Minlftertum des Aeicßern hat nach Inhalt der Note vom 28. Sep» 
tember l. J., Z. 14.158, bei der Verhandlung anläßlich des Auſpruches eines Laudes⸗ 
aubſchuſſes auf Rückerſatz der Koſten für die Verpflegung eines geiſteskrauken Angehb⸗ 
nigen bed Gautons Neuenburg in einer hlerländlgen Vaucbegtrrenanſtalt an dem rund. 
ſatze feſtgehallen, daß bei Vergütung der Koſten für Verpflegung von Geiſteskrauken. 
von dem in ber Uebereinkuuft mit mehreren Cantonen der Schweiz im Jahre 1957 
anegeſprochenen allgemeinen Principe der unenkgeltlichen Pflege abzuſehen ist, und hat 
die P u. # Geſaudlſchaft in Bern angewieſen, unter auderen für dleſe Auſchauung 
ſprechenden Gründen insbeſondere den Umftand hervorzuheben, daß „die k. u. k. Regie 
rung mit den meiſten Staaten, mit denen bezüglich der Berpflegskoſten ein Nebereins 
kommen getroffen wurde, ſich darüber verſtäudigt hat, daß mutter Berpflegökoſtenrecla ⸗ 
mationen im Allgemeinen die Geiſteskvanke betreffenden Reclamaklonen nicht ſelbſt⸗ 
verſſäudlich eluverftanben seien, vlelntehr in Anſebung derſelben erſt elue ausdrücktche 
die Zuſicherung der Reciproctkät enthaltende Verabredung erfordert werde, wie ei 
feiner Zeit in der mit dem Canton Bern ansgetauſchten Erklarung gehalten wurde. 

Da in bieſem alle die Zuſtſudigkeſts gemeinde des Verpllegten ohne Weiters 
zur Zahlung der aufgelaufenen Verpflensfoften ſich herbelließ, jo hat ole Regierung 
bed genannten Cantons erklärt, daß ſie mit Rückſicht auf dieſen Umſtaud nicht auf 
eine Erörterung der Uebereinkunfkt vom F. 1857 und der etwalgen Verbindlichtelt 
des Staates für die Berichtigung der in Rede ſtehenden Koſten eintreten wolle, ſondern 
ſich darauf beichuinte, von der öſterreichiſcherſelts enthaltenen dRecirockifksgirfidierung 
für den Fall Met zu nebmen, wo gleichartige Auſprüche Ihrerseits (von Selle Neuen: 
burglſcher Gemeinden) geltend zu machen fein möchten. 

Ich beehre mich, Euer tiefe Erklärung der Regterung des Neuen 
burger Cantons zur gefälligen Kenntuißnahme und weiteren entſprechenden Veran⸗ 
laſſung miitzutheilen. 


Vernebnung des Miniſters des Innern vom 26. November 1870, 3. 17.363, 
betreffend die Bewerthnug der auf Geund des Gefetzes vou 9. Mürz 1870, 
R. G. Bl. Nr. 22, ausgeprägten Goldmünzen, 


Nach einer Mittheilung des k. k, Finauzminifternuaus vom 28. b. M. 8.434 9- 
EM. vuntbe, um den k k. Gaffen bezüglich der Bewerthung der auf Grund des 
Geſetzes vont 9. März 1870 [R. G. Bl. Nr. 22) und des correſpondkrenden XII. 
umganiſchen Geſezartlkels vom Jahre 1869 ausgeprägten Golpmünzen eine beftimmte 
Richfichmm zn geen, im Einvernehmen mit deu k ungariſchen Finauzniniſtenum 
bie Verfögung getroffen, daß vom 1, December d J. angefangen bel ben in Silber 
fälligen Bahlaugen an k. k. Gaffen von den gebarhten Goldmünzen jene zu acht Gul, 
den (gleich zwanzig ranken) mit acht Gulden zehn Kreiter, und jene zu vier Gulden 
(gleich gehn Franken) mit wier Gulden fünf Kreuzer in Silber After: Wahr bewertet 
werden, daß ferner lid auf Weteres die in Rebe ftehenhen Goldmünzen bei Zahlun. 
gen ber F. . Goſſen au Parfelen nit Dam verwendet werden können, wenn diefe mit 
der Xunabme jener Mänzen und mit der oben feftgefeßten Beuerthung einverftanben 
find. — Dieſe Bewertung hot auch bezüglich der gleichartigen Goldmünzen ungari⸗ 
ſchen Geprages zu gelten, 

Ich brehre wich, Euer. . . hevon zur gefälligen Keeuntntßnahme und 
geeigneten weiteren Beranloſſuug in die Kenntui zu jehen 
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Erlaß des Miniſters des Innern vom 14. December 1870, Z. 18.086, an den 
Lundespräſidenten in Krain, betreffend die Honortrung der Mitglieder des Laudes⸗ 
ſarilütsrathes. 


In Erledigung bes Berichtes vom 6. d. M., 8. 132 -., beehte ich mich, 
Euer Hochwohlgeboren zu eröffnen, daß das einfache Intervenlten enred ordentlichen 
Mitgliedez dez Landesſanstätsrathes hei den Sißhlagen des letzteren im Sinne des 
Sefepes vom 30. Apeit 1870, R. G. Bl. Nr. 68, aus dem Staalsſchatze nicht hond 
rirt werden könne, daß dagegen einem außerbalb der Landeshaupfftadt (beziehunge. 
Weile außerhalb des Sitzungsortes) auſäſſigen und von der Regierung ernanulen or⸗ 
deutlichen Mitgliede des Landesſauitätsrathes die Auslagen für die Hin: und Rückreife 
zu und von den Sitzungen des leßteren, foferne es auf den Erſot berſelben Anspruch 
erhebt, nach dem normialmäßigen Ausmaße der Dick- und Reiſegebäähren mit ber 
Unterſcheldung, ob dasselbe Im Staatopleufte ſteht oder nicht, aus dem beim Gauttätd- 
dienſte fiir den Landesſauitätsrath jeweilig bewilligten Pauſchale (fin Remnnergtibnen 
unb fonftige Auslagen) zu vergliten find, endlich daß derlei Relſenustagen für jene 
iche, welche der Landedansſchußß in den Landesſauikätsroth entfenben kann, 
ſoferne der Erſat berſelben Leanſprucht wird, nicht vom Staatsſchahe zu tragen find, 
ſonderu nannagemäg nur auf den Ranbesfonb fallen knen. 


Verorbunng des Miniſters bes Innern vom 30. December 1870, 3. 18.398, 
betreffend bie ſprachliche Ausſtattung der Wiehpäſſe für den Berlehr mit Ungarn 


Der E. ungariſche Minſſter für gondwirthſchaft, Induſtrſe und Haudel hat 
mir mit Rote vom 12. December (. J., 3. 28.479, mitgetheilt, daß derſelbe unter 
Einen fümmtliche Jurtsbictionen Ungarns angewiesen hat, in Hinkunft bie für das 
aus Ungarn nach den benachbarten öfterrelchlſchen Ländern eingeführte Vieh auszuſtel⸗ 
lenden Biehpäffe ftet® mit einer deukſchen Uaberfezung zu verfehen. 

Hiedurch finde ich mich beſtimmt, anzuordgen, daß in Hinkunft bie für bas 
and Oeſterreich nach den benachbarten ungarlſchen Ländern eingeflihrte Bieh auszu⸗ 
ſtellenden Biehpäſſe ſtetes mit einer ungariſchen Ueberſetzung zu verſehen Find. 

Hiernach wollen Eine ... . das Geelguele verfügen, 


Perſonalien. 


Seine Majeftit haben den Rechumungsführer der k. k. Hofapolheke Eduard 
Steine bach am Director biefev Yofanftalt ernannt, 

Seine Majeftät haben bie bel dem gemeinfamen Finanzmiuiſterium erledigten 
zwel Sectlonsrathsſtellen dem mit Titel ul) Gharakfer elnag © rates bekleide⸗ 
ten Eduard Uffenheimer Ritler v Fenn heim, ımb dem mit Titel und Rang 
eined Sectiondrathes bekleldeten Joſeph Tarkovich verliehen. 

Seine Majejtät haben dem penf k. k. Statthaltereiralhe Johann Fiſcher 
ald Ritter des Ordeug der elfernen Krone III. Cl, den Ritterſtand mit dem Präbicate 
„Arlftan“ verliehen. 

Seile Mafeftär haben dem in den Penſiousſtaud tretenden Director bes 
Münz. und Antikeukabineſes Joſeph Ritter v Bergmann das Comthurkrenz Aller 
höchſtihres Franz Joſeph⸗ Ordens verliehen. 

Seine Doeitit haben den mit Titel und Charakter eiues Hofrathes bekleibe- 
ten Stall hallerelralh I. El. Gabriel Ritter v. Kenny zum Statthallereſrath 1. El. 
bel ber Trieſter Statthatteret eruanul. 

Der Minlſter des Innern Hal die ſyſtenüſirte Stelle des Sanbesthievargted für 
Oberbſterreſch, dem Kanpesthierarzte Andreas Würzel verliehen. 

Der Finonzminiſter hal den Bergrath Alois b. Erlach zum Fiuanzrath extra 
statum bel ber Finaugdireckion in Salzburg ernannt. 


Erledigungen. 


Oberbergſchafferſteſle bei der Salfyenverwaltung in Auſſee mit 472 fl. 50 kx. 
5. W. Jahresgehall, 10 Klafter hartem und 10 Klafter weichem Brennholze, Nakızal- 
Bohr. Grundgennß von 6 Joch und Schitungeldezug bis 25. Mä) (Amtebl 
r. 62 
Begiekäfeeretäräftelle bel den politiichen Behörden Mäßrens mit 700 fl. event, 
600 fl. jährlichem Gehalte bis Ende März. (Amlebl Nr. 65.) 


der heutigen Nummer erhalten unſere P. T. 
Abonnenten den Judex zum Jahrgang 1820, und 
bitten wir dort, wo es noch nicht geſchehen, den eutfallenden 
Betrag von 20 kr. mit nächſter Gelegenheit einzuſenden. 

Die Adumiſtration. 


Oruck ber k. Wiener Zeitung. 


Fur den Druck verantwortlich E. Pifter!. 


